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9.1  Geheimschutz

Informationen und Vorgänge, deren Bekanntwerden den Bestand 

oder lebenswichtige Interessen der Bundesrepublik Deutsch-

land oder eines seiner Länder gefährden können, müssen geheim 

gehalten und als Verschlusssache (VS) vor unbefugter Kenntnis-

nahme geschützt werden. Je nach Schutzbedürftigkeit erfolgt eine 

Einstufung der VS in unterschiedliche Geheimhaltungsgrade (VS-

NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH, VS-VERTRAULICH, GEHEIM oder 

STRENG GEHEIM), wobei der Schutz durch vorbeugende technische 

und organisatorische Maßnahmen des personellen und materiellen 

Geheimschutzes202 erzielt wird. 

Verschlusssachen ab dem Geheimhaltungsgrad VS-VER-

TRAULICH dürfen nur Personen zugänglich sein, die 

sich einer Sicherheitsüberprüfung unterzogen haben. 

Dieses zentrale Element des personellen Geheim-

schutzes ist in Niedersachsen im Niedersächsischen 

Sicherheitsüberprüfungsgesetz (Nds. SÜG) geregelt. Die 

Sicherheitsüberprüfung erfolgt nur mit schriftlicher Ein-

willigung der zu überprüfenden Personen. Der Einsatz 

nachrichtendienstlicher Mittel i.  S.  v. § 14 Niedersächsisches Ver-

fassungsschutzgesetz (NVerfSchG) ist hierbei unzulässig.

Zuständig für die Einleitung einer Sicherheitsüberprüfung ist die 

jeweilige Beschäftigungsdienststelle; die Verfassungsschutzbehörde 

wirkt bei der Durchführung der Überprüfung mit. Der Nieder-

sächsische Verfassungsschutz führt für die eigenen Geheimnisträger 

die erforderlichen Sicherheitsüberprüfungen durch.

Im Jahr 2025 bewegte sich die Gesamtzahl der Sicherheitsüber-

prüfungen, bedingt durch die weiterhin angespannte weltweite 

Sicherheitslage als auch durch ein erhöhtes Sicherheitsbewusstsein 

von Gesellschaft, Behörden und Unternehmen, nach wie vor auf 

einem hohen Niveau.

202	Der personelle Geheimschutz setzt an den Personen an, die sicherheitsempfindliche Tätig-
keiten ausüben (sollen), weil sie Zugang zu VS haben. Der materielle Geheimschutz macht 
Vorgaben zum Zugang zu VS, zur Geheimschutzorganisation, zur Einstufung, Handha-
bung, Kennzeichnung und Weitergabe von VS. Ferner erfolgen Vorgaben zu organisatori-
schen, materiellen und technischen Maßnahmen zum Schutz von VS sowie den Einsatz von 
IT zur Verarbeitung von VS (VS-IT) (vgl. https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Oeffentli-
che-Verwaltung/Geheimschutz/geheimschutz_node.html).
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Eine Sicherheitsüberprüfung dient der Feststellung der erforder-

lichen Zuverlässigkeit zur Ausübung einer sicherheitsempfindlichen 

Tätigkeit. Dazu gehören auch bestimmte Tätigkeiten innerhalb 

lebens- oder verteidigungswichtiger Einrichtungen. Ein mögliches 

Sicherheitsrisiko soll so auf ein Minimum reduziert werden.

Zweifel an der Zuverlässigkeit werden insbesondere begründet,

	� wenn das persönliche, dienstliche oder berufliche Verhalten 

der zu überprüfenden Person die erforderliche Geheimhaltung 

gefährdet,

	� die Gefahr besteht, dass die zu überprüfende Person, ins-

besondere wegen der Besorgnis ihrer Erpressbarkeit, 

Anwerbungsversuchen fremder Nachrichtendienste ausgesetzt 

sein könnte oder

	� infrage steht, dass die zu überprüfende Person jederzeit für die 

freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grund-

gesetzes eintreten wird.

So können beispielsweise ein gestörtes Verhältnis zur Rechtsordnung 

durch Verstöße gegen Strafvorschriften oder eine Abhängigkeit von 

Alkohol, Drogen oder Medikamenten Zweifel an der Zuverlässigkeit 

begründen.

Im Rahmen weiter fortschreitender Globalisierung, auch der 

Arbeitsmärkte, gewinnt das Thema der Beziehungen in Staaten mit 
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besonderen Sicherheitsrisiken zunehmend an Bedeutung. Eine nach-

richtendienstliche Gefährdung kann sich z. B. aus verwandtschaft-

lichen Beziehungen in Staaten mit besonderen Sicherheitsrisiken 

ergeben. Diese können dazu geeignet sein, durch fremde Nach-

richtendienste als Druckmittel gegenüber den Betroffenen eingesetzt 

zu werden und diese zu einer nachrichtendienstlichen Tätigkeit zu 

zwingen. Hierbei spielt auch die sich verändernde internationale 

Sicherheitslage, nicht zuletzt durch den russischen Angriffskrieg 

gegen die Ukraine, eine wichtige Rolle in der Bewertung.

Maßgebend ist für alle Sicherheitsüber-

prüfungsverfahren der Grundsatz „im 

Zweifel für die Sicherheit“.

Neben den Sicherheitsüberprüfungen 

für  das  Per sona l  beschre ibt  d ie 

Verschlusssachenanweisung (VSA) des 

Landes Niedersachsen Anforderungen des 

materiellen Geheimschutzes an die sichere 

Erstellung, Einstufung, Bearbeitung, Auf-

bewahrung und Vernichtung von VS. Sie 

enthält auch grundsätzliche technische und 

organisatorische Regelungen zur Nutzung 

von IT-Systemen zur Verarbeitung von VS. 

Die zunehmende Verzahnung von IT-Infra-

strukturen und Ablösung der analogen Welt durch die Digitalisierung 

erzeugen neue Herausforderungen für den IT-Schutz von VS.

Im Rahmen des personellen und materiellen Geheimschutz berät 

der Verfassungsschutz auch andere Behörden und Dienststellen des 

Landes zum sicheren Umgang mit VS. Beratungsschwerpunkte sind 

u. a. die Einrichtung und der Betrieb besonders gesicherter Stahl-

schränke und Aktensicherungsräume, bauliche, technische und 

organisatorische Sicherheitsvorkehrungen sowie die individuelle 

Beratung von Geheimschutzbeauftragten oder VS-Verwaltenden 

anderer Behörden.




